
  

  

 

    

     
    

       
 

   

  

     
    

      
       

  
      

        
    

    
       

     
      

    
 

  

        
       

         

   
     
    

     
 

    

Deutscher Bundestag Drucksache 19/19494 

19. Wahlperiode 26.05.2020 

Gesetzentwurf 

der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Gesetzes zur Übernahme von Gewährleistungen im Rahmen 
eines Europäischen Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei 
der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage im Anschluss 
an den COVID-19-Ausbruch 

(SURE-Gewährleistungsgesetz – SURE-GewährlG) 

A. Problem und Ziel
Die Europäische Union steht in der durch den COVID-19-Ausbruch verursachten 
Krise vor einer großen Herausforderung. Die Auswirkungen der Krise auf Wirt-
schaft und Arbeitsmärkte werden zunehmend deutlich. Um einen starken Anstieg 
der Massenarbeitslosigkeit in Europa zu verhindern, strebt die Europäische Union 
die Unterstützung von Gegenmaßnahmen an. Viele Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union wenden mittlerweile das in Deutschland in der Finanzkrise, aber 
auch in der aktuellen Krise erprobte Instrument der Kurzarbeit oder vergleichbare 
Maßnahmen an. Dabei sind die finanziellen Handlungsspielräume zwischen den 
Mitgliedstaaten unterschiedlich. Einige europäische Länder wurden sehr viel hef-
tiger von der Krise getroffen als andere. Europäische Solidarität ist erforderlich, 
um diese gesamteuropäische Herausforderung zu meistern. Europa steht für die 
Menschen und ihre Arbeitsplätze ein. So können die wirtschaftlichen Auswirkun-
gen auch zwischen den Mitgliedstaaten und auf den Binnenmarkt begrenzt wer-
den. 

B. Lösung 

Das Europäische Instrument zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minde-
rung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage im Anschluss an den COVID-
19-Ausbruch (SURE) erlaubt es der Europäischen Union, Darlehen von bis zu 
100 Milliarden Euro an die Mitgliedstaaten zu den günstigen Finanzierungsbedin-
gungen der Europäischen Union auszureichen. Die Mitgliedstaaten können diese 
verwenden, um Kurzarbeit oder vergleichbare Maßnahmen sowie unterstützende 
Maßnahmen im Gesundheitsbereich insbesondere zum Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz zu finanzieren. Dies eröffnet nötige Spielräume für besonders be-
troffene Staaten. 

Die Europäische Union finanziert diese Darlehen durch Kreditaufnahme am Ka-
pitalmarkt. Damit sie Kredite in dieser Höhe zu vorteilhaften Konditionen verge-
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ben kann, sind Garantien der Mitgliedstaaten in Höhe von insgesamt 25 Milliar-
den Euro erforderlich. Dabei haftet jeder Mitgliedstaat entsprechend seinem An-
teil am Bruttonationaleinkommen der Europäischen Union entsprechend der Re-
ferenzwerte für den Haushalt 2020 der Europäischen Union ohne das Vereinigte 
Königreich. Auf die Bundesrepublik Deutschland entfallen 6 383 820 000 Euro. 
Das vorliegende Gesetz ermächtigt die Bundesregierung, die entsprechende Ge-
währleistung zu übernehmen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Es entstehen keine unmittelbaren Ausgaben. Durch das Gesetz wird der von der 
Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung zu stellende Gewährleistungsrahmen 
in Höhe von 6 383 820 000 Euro begründet. Die mittelbaren finanziellen Auswir-
kungen sind nicht bezifferbar. 

Darlehensnehmer nach der Verordnung (EU) Nr. 2020/672 vom 19. Mai 2020 
sind die antragstellenden Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Die Vergabe 
von Krediten an einen antragstellenden Mitgliedstaat erfolgt nach einem festste-
henden Verfahren unter Einbindung des Rates der Europäischen Union. Es ist 
nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit mit einer Inanspruchnahme der Bundesrepub-
lik Deutschland aus den ausgegebenen Garantien zu rechnen. 

Die Verordnung enthält Vorkehrungen, um die jährlichen Risiken im Garantiefall 
zu begrenzen. So soll die Kreditaufnahme der Europäischen Union so strukturiert 
werden, dass die Fälligkeiten pro Jahr einen Betrag von 10 000 000 000 Euro 
nicht übersteigen. Zudem ist die Europäische Union gehalten, im Garantiefall 
auch die Möglichkeiten innerhalb der Marge der Eigenmittelobergrenze des Haus-
halts der Europäischen Union zu prüfen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Es werden keine Pflichten für Bürgerinnen und Bürger neu eingeführt, geändert 
oder aufgehoben. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Es werden keine Pflichten für die Wirtschaft neu eingeführt, geändert oder aufge-
hoben. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 



   

   

       
 

   

    
  

       

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/19494 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Es werden keine Pflichten für die Verwaltung neu eingeführt, geändert oder auf-
gehoben. 

F. Weitere Kosten 

Mit der Maßnahme entstehen keine weiteren Kosten für die Wirtschaft einschließ-
lich der mittelständischen Unternehmen. Auswirkungen auf das Preisniveau, ins-
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch die Maßnahmen nicht zu 
erwarten. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Übernahme von Gewährleistungen im Rahmen 
eines Europäischen Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei 
der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage im Anschluss 

an den COVID-19-Ausbruch 

(SURE-Gewährleistungsgesetz – SURE-GewährlG) 

Vom … 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Gewährleistungsermächtigung 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, Gewährleistungen bis zur Höhe von insgesamt 
6 383 820 000 Euro zur Absicherung der Kredite der Europäischen Union zu übernehmen, die diese zur Finan-
zierung von Darlehen an Mitgliedstaaten der Europäischen Union nach Maßgabe der Verordnung (EU) 
Nr. 2020/672 des Rates vom 19. Mai 2020 zur Schaffung eines Europäischen Instruments zur vorübergehenden 
Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage im Anschluss an den COVID-19-
Ausbruch (ABl. L 159 vom 20. 5. 2020, S. 1) ausgibt. 

(2) Gewährleistungen nach Absatz 1 können nur bis zum Ablauf der Verfügbarkeitsfrist nach Maßgabe der 
in Absatz 1 bezeichneten Verordnung übernommen werden. 

§ 2 

Unterrichtung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 

(1) Sobald alle teilnehmenden Mitgliedstaaten der Europäischen Union ihren anteiligen Beitrag in Form 
einer Gewährleistung geleistet haben, wird der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages darüber unter-
richtet. 

(2) Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages ist darüber hinaus halbjährlich über die übernom-
mene Gewährleistung und den von der Europäischen Kommission nach Artikel 14 der in § 1 Absatz 1 genannten 
Verordnung erstatteten Bericht zu unterrichten. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Berlin, den 26. Mai 2020 

Ralph Brinkhaus, Alexander Dobrindt und Fraktion 
Dr. Rolf Mützenich und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Ziel der Verordnung (EU) Nr. 2020/672 vom 19. Mai 2020 des Rates ist es, die von der COVID-19-Pandemie 
betroffenen Mitgliedstaaten zu unterstützen, um Auswirkungen auf die Beschäftigung und auf besonders stark 
betroffene Sektoren abzumildern. Es soll Kurzarbeitsregelungen und ähnliche Maßnahmen sowie Maßnahmen im 
Gesundheitsbereich unterstützen und den Mitgliedstaaten dabei helfen, Arbeitsplätze und damit Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer sowie Selbstständige vor dem Risiko von Arbeitslosigkeit und Einkommensverlusten zu 
schützen. Das neue Instrument zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisi-
ken in einer Krise (Support mitigating Unemployment Risks in Emergency, SURE) ist ein ergänzendes befristetes 
Instrument, das finanziellen Beistand in Höhe von bis zu 100 Milliarden Euro in Form von Darlehen der Union 
an die betroffenen Mitgliedstaaten ermöglicht. Um die Vereinbarkeit der aus diesen Unionsdarlehen resultieren-
den Eventualverbindlichkeit mit den Haushaltsvorgaben der EU zu gewährleisten, sind Garantien der Mitglied-
staaten für den Unionshaushalt in Höhe von 25 Prozent der gewährten Darlehen vorgesehen, wobei die Aufschlüs-
selung auf die einzelnen Mitgliedstaaten entsprechend ihrem Anteil am Bruttonationaleinkommen der Union ent-
sprechend der Referenzwerte für den Haushalt 2020 der Europäischen Union ohne das Vereinigte Königreich 
erfolgt. Die Finanzmittel werden in Form von Darlehen bereitgestellt. 

Damit das Instrument seinen Zweck erfüllt, müssen die Mitgliedstaaten der Union glaubwürdige, unwiderrufliche 
und unmittelbar abrufbare Garantien entsprechend ihrem Anteil am Bruttonationaleinkommen der Union entspre-
chend der Referenzwerte für den Haushalt 2020 der Europäischen Union ohne das Vereinigte Königreich zur 
Verfügung stellen. Durch die Garantien der Mitgliedstaaten wird die Bonität der Europäischen Union am Kapi-
talmarkt abgesichert und ein hohes Kreditrating gewährleistet. 

Die Abgabe einer solchen Garantie setzt gemäß Artikel 115 Absatz 1 des Grundgesetzes eine Ermächtigung durch 
Bundesgesetz voraus. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Das SURE-Gewährleistungsgesetz geht auf die Verordnung (EU) 2020/672 vom 19. Mai 2020 des Rates zur 
Schaffung eines Europäischen Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von Arbeits-
losigkeitsrisiken in einer Notlage im Anschluss an den COVID-19-Ausbruch zurück. Das Instrument SURE der 
Europäischen Union zur Unterstützung der Mitgliedstaaten beim Abbau von Arbeitslosigkeitsrisiken bildet die 
Arbeitsmarktsäule der Beschlüsse der Eurogruppe zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Auswirkungen der 
COVID-19-Krise. Das Instrument wird Mitgliedstaaten mit günstigen Krediten der Union insbesondere bei Maß-
nahmen im Bereich der Kurzarbeit oder damit vergleichbaren Instrumenten unterstützen. 

Zur Finanzierung benötigt die Union von allen Mitgliedstaaten Garantien entsprechend ihrem Anteil am Brutto-
nationaleinkommen der Union. Für den auf Deutschland entfallenden Anteil von 6 383 820 000 Euro wird eine 
Bundesgarantie benötigt. Mit dem vorliegenden Fachgesetz wird die Bundesregierung dazu ermächtigt, diese Ga-
rantie zu übernehmen. Ferner werden Regelungen zur Unterrichtung des Deutschen Bundestages getroffen. Eine 
einmalige Unterrichtung soll erfolgen, sobald das Europäische Instrument SURE zur Verfügung steht. Eine lau-
fende Unterrichtung erfolgt halbjährlich auf Basis des Berichtswesens der Europäischen Kommission im Sinne 
des Artikels 14 der Verordnung. 

III. Alternativen 

Keine. 
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IV. Gesetzgebungskompetenz 

Für den auf Deutschland entfallenden Anteil an dem neuen Instrument wird eine Bundesgarantie benötigt. Nach 
Artikel 115 Absatz 1 des Grundgesetzes bedarf die Übernahme von Garantien, die zu Ausgaben in künftigen 
Rechnungsjahren führen können, einer der Höhe nach bestimmte oder bestimmbare Ermächtigung durch Bundes-
gesetz. Mit dem anliegenden Gesetzentwurf wird dem Erfordernis des Artikels 115 Absatz 1 des Grundgesetzes 
entsprochen. Es gilt die für Gewährleistungsermächtigungen nach dem Haushaltsgesetz übliche Anrechnungsre-
gel. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Dieser Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Keine. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Maßnahme betrifft die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie insbesondere im Bereich der Staatsverschuldung. 
Garantiefälle könnten die deutsche Staatsverschuldung dauerhaft um einen Betrag bis zur maximalen Obergrenze 
der Gewährleistung erhöhen. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

4. Erfüllungsaufwand 

Keiner. 

5. Weitere Kosten 

Keine. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Keine. 

VII. Befristung; Evaluierung 

§ 1 Absatz 2 Satz 1 enthält einen Verweis auf den Ablauf der Verfügbarkeitsfrist nach Maßgabe der Verordnung. 
Eine Evaluierung auf nationaler Ebene ist nicht vorgesehen. Artikel 14 der Verordnung sieht vor, dass die Kom-
mission dem Europäischen Parlament, dem Wirtschafts- und Finanzausschuss, dem Beschäftigungsausschuss und 
dem Rat binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung sowie sechs Monate danach im Rahmen von 
Artikel 250 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 einen Bericht über die Nutzung des finanziellen Beistands 
und den Fortbestand der außergewöhnlichen Umstände, die die Anwendung der Verordnung rechtfertigen, über-
mittelt. 
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B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Gewährleistungsermächtigung) 

Zu Absatz 1 

Mit der Gewährleistungsermächtigung wird dem Erfordernis des Artikel 115 Absatz 1 des Grundgesetzes ent-
sprochen. Der jeweilige Anteil der Mitgliedstaaten der Europäischen Union an dem neuen Instrument richtet sich 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung, welche zu Informationszwecken dem Besonderen Teil nachfolgend 
beigefügt wurde, nach ihrem jeweiligen Anteil am Bruttonationaleinkommen der Union. Hieraus errechnet sich 
für die Bundesrepublik Deutschland ein Anteil von 6 383 820 000 Euro (vgl. Anlage zur Verordnung, Auflis-
tung 1 der freiwilligen Garantievereinbarung basierend auf Artikel 11 der Verordnung). Die Haftung der Bundes-
republik Deutschland ist auf diese Summe begrenzt. Insgesamt belaufen sich die Garantien der Mitgliedstaaten 
auf maximal 25 Milliarden Euro. Die Bedingungen über die Garantievergabe werden in einer freiwilligen Garan-
tievereinbarung zwischen Europäischer Kommission und dem jeweiligen Mitgliedstaat näher ausgeführt (vgl. Ar-
tikel 11 der Verordnung). 

Zu Absatz 2 

Nach Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung endet das Garantiesystem der Mitgliedstaaten zum 31. Dezember 2022. 
Gemäß Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung kann der Rat auf Vorschlag der Europäischen Kommission die Ver-
fügbarkeit des Instruments im Sinne des Artikels 12 Absatz 3 der Verordnung um jeweils sechs Monate verlän-
gern, sofern die Europäische Kommission in ihrem Bericht nach Maßgabe des Artikel 14 der Verordnung schluss-
folgert, dass die gravierenden wirtschaftlichen Störungen in den Mitgliedstaaten weiterhin bestehen. 

Zu § 2 (Unterrichtung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages) 

Zu Absatz 1 

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages als Gewährleistungsgeber wird unterrichtet, sobald das Eu-
ropäische Instrument SURE zur Verfügung steht (vgl. Artikel 12 der Verordnung). Dies ist der Fall, sobald alle 
teilnehmenden Mitgliedstaaten ihren anteiligen Beitrag in Form einer Gewährleistung geleistet haben. Das Ver-
einigte Königreich nimmt gemäß Artikel 15 der Verordnung nicht teil. 

Zu Absatz 2 

Eine laufende Unterrichtung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages über die Nutzung des Euro-
päischen Instruments, einschließlich der ausstehenden Beträge und des geltenden Zeitplans für die Tilgung im 
Rahmen des Instruments, sowie über den Fortbestand der außergewöhnlichen Umstände, die die Anwendung des 
Instruments rechtfertigen, erfolgt halbjährlich nach Maßgabe des Artikels 14 der Verordnung. 

Zu § 3 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz muss umgehend nach seiner Verkündung in Kraft treten, da das Instrument erst zur Verfügung steht, 
wenn alle teilnehmenden Mitgliedstaaten ihren anteiligen Beitrag geleistet haben (vgl. Artikel 12 Absatz 1 der 
Verordnung). 
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ZU INFORMATIONSZWECKEN 

VERORDNUNG (EU) 2020/672 DES RATES 

vom 19. Mai 2020 

zur Schaffung eines Europäischen Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei der 
Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE) im Anschluss an den 

COVID-19-Ausbruch 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 122, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Artikel 122 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
ermöglicht es dem Rat, auf Vorschlag der Kommission und im Geiste der Solidarität zwi-
schen den Mitgliedstaaten über die Maßnahmen zu beschließen, die der sozioökonomischen 
Lage infolge des COVID-19-Ausbruchs angemessen sind. 

(2) Nach Artikel 122 Absatz 2 AEUV kann der Rat einem Mitgliedstaat, der aufgrund außerge-
wöhnlicher Ereignisse, die sich seiner Kontrolle entziehen, von Schwierigkeiten betroffen 
oder von gravierenden Schwierigkeiten ernstlich bedroht ist, finanziellen Beistand der 
Union gewähren. 

(3) Das Schwere Akute Respiratorische Syndrom Coronavirus 2 (SARS-CoV-2), das die 
Coronaviruserkrankung auslöst und von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) kurz als 
COVID-19 bezeichnet wird, ist ein neuer Coronavirusstrang, der bislang nicht beim Men-
schen festgestellt wurde. Der weltweite Ausbruch dieser Krankheit entwickelt sich mit gro-
ßer Geschwindigkeit und wurde von der WHO zur Pandemie erklärt. Seit dem COVID-19-
Ausbruch in der Union wurden in den Mitgliedstaaten bis zum 30. März 2020334396 Fälle 
und 22209 Todesfälle berichtet. 

(4) Zur Eindämmung des COVID-19-Ausbruchs und dessen Folgen haben die Mitgliedstaaten 
außergewöhnliche Maßnahmen ergriffen. Die Wahrscheinlichkeit einer weiteren Ausbrei-
tung von COVID-19 in der Union wird als hoch eingeschätzt. Neben den Auswirkungen auf 
die öffentliche Gesundheit mit einer erheblichen Zahl an Todesfällen hat der Ausbruch von 
COVID-19 die Wirtschaftssysteme der Mitgliedstaaten massiv erschüttert, zu gesellschaft-
lichen Verwerfungen geführt und die öffentlichen Ausgaben in einer wachsenden Zahl von 
Mitgliedstaaten in die Höhe getrieben. 

(5) Diese Ausnahmesituation, die sich der Kontrolle der Mitgliedstaaten entzieht und einen er-
heblichen Teil ihrer Erwerbsbevölkerung dazu zwingt, ihre Arbeit ruhen zu lassen, hat die 
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öffentlichen Ausgaben durch die Mitgliedstaaten für Kurzarbeitsregelungen und ähnliche 
Maßnahmen insbesondere für Selbstständige sowie die Ausgaben für bestimmte gesund-
heitsbezogene Maßnahmen, insbesondere am Arbeitsplatz, unvermittelt und heftig ansteigen 
lassen. Um den besonderen Schwerpunkt des Instruments nach dieser Verordnung und damit 
seine Wirksamkeit zu wahren, können die gesundheitsbezogenen Maßnahmen für die Zwe-
cke dieses Instruments diejenigen umfassen, die darauf abzielen, berufsbedingte Gefahren 
zu verringern und den Schutz von Arbeitnehmern und Selbstständigen am Arbeitsplatz zu 
gewährleisten, und gegebenenfalls bestimmte andere gesundheitsbezogene Maßnahmen. 
Die Bemühungen der Mitgliedstaaten, den unvermittelten und heftigen Anstieg der öffent-
lichen Ausgaben zu bewältigen, müssen erleichtert werden, bis der COVID-19-Ausbruch 
und seine Folgen für ihre Erwerbsbevölkerung unter Kontrolle sind. 

(6) Die Schaffung eines Europäischen Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei der 
Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE) (im Folgenden "Instru-
ment") im Anschluss an den COVID-19-Ausbruch dürfte es der Union ermöglichen, koor-
diniert, schnell und wirkungsvoll und im Geiste der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 
auf die Krise am Arbeitsmarkt zu reagieren, dadurch die Beschäftigungsfolgen für den Ein-
zelnen und die am stärksten betroffenen Wirtschaftszweige abzumildern und so die unmit-
telbaren Auswirkungen dieser Ausnahmesituation auf die öffentlichen Ausgaben durch die 
Mitgliedstaaten abzuschwächen. 

(7) Artikel 220 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parla-
ments und des Rates1 legt fest, dass finanzieller Beistand der Union für die Mitgliedstaaten 
in Form eines Darlehens erfolgen kann. Solche Darlehen sollten Mitgliedstaaten gewährt 
werden, in denen der COVID-19-Ausbruch ab dem 1. Februar 2020 aufgrund nationaler 
Maßnahmen zu einem unvermittelten und heftigen Anstieg der tatsächlichen und möglich-
erweise auch der geplanten öffentlichen Ausgaben geführt hat. Dieses Datum stellt die 
Gleichbehandlung aller Mitgliedstaaten sicher und sorgt dafür, dass tatsächliche und mög-
licherweise auch geplante Ausgabenerhöhungen, die mit den Auswirkungen auf den Ar-
beitsmarkt in Zusammenhang stehen, unabhängig davon, wann der COVID-19-Ausbruch in 
jedem einzelnen Mitgliedstaat eingetreten ist, gedeckt sind. Die nationalen Maßnahmen, de-
ren Einklang mit den einschlägigen Grundrechtsprinzipien vorausgesetzt wird, sollten un-
mittelbar mit der Schaffung oder Ausweitung von Kurzarbeitsregelungen oder ähnlichen 
Maßnahmen, einschließlich für Selbstständige getroffene Maßnahmen, oder mit bestimmten 
gesundheitsbezogenen Maßnahmen in Verbindung stehen. Kurzarbeitsregelungen sind öf-
fentliche Programme, die es in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befindlichen Unternehmen 
unter bestimmten Umständen ermöglichen, die Zahl der Arbeitsstunden ihrer Mitarbeiter 
vorübergehend herabzusetzen, wobei diese für die nicht geleisteten Stunden eine Einkom-
mensunterstützung der öffentlichen Hand erhalten. 

Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für den Ge-
samthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 
1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur 
Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1). 

1 
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Ähnliche Regelungen gibt es für Einkommensersatzleistungen für Selbstständige. Mitglied-
staaten, die finanziellen Beistand beantragen, sollten einen Nachweis für einen unvermittel-
ten und heftigen Anstieg ihrer tatsächlichen und möglicherweise auch ihrer geplanten öf-
fentlichen Ausgaben für Kurzarbeitsregelungen oder ähnliche Maßnahmen erbringen. Wird 
finanzieller Beistand für gesundheitsbezogene Maßnahmen gewährt, so sollte der Mitglied-
staat, der finanziellen Beistand beantragt, auch Nachweise für die tatsächlichen oder geplan-
ten Ausgaben im Zusammenhang mit den entsprechenden gesundheitsbezogenen Maßnah-
men vorlegen. 

(8) Um den betroffenen Mitgliedstaaten zu günstigen Bedingungen ausreichende Finanzmittel 
zur Bewältigung der Folgen des COVID-19-Ausbruchs für ihren Arbeitsmarkt zu verschaf-
fen, sollten die Anleihe- und Darlehenstransaktionen der Union im Rahmen des Instruments 
ausreichend hoch sein. Der von der Union gewährte finanzielle Beistand in Form von Dar-
lehen sollte deshalb über die internationalen Kapitalmärkte finanziert werden. 

(9) Der COVID-19-Ausbruch hat die Wirtschaftssysteme der Mitgliedstaaten massiv erschüt-
tert. Er erfordert daher kollektive Beiträge durch Mitgliedstaaten in Form von Garantien, 
mit denen die Darlehen aus dem Unionshaushalt abgesichert werden. Solche Garantien sind 
notwendig, damit die Union zur Unterstützung von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen der 
am stärksten unter Druck stehenden Mitgliedstaaten Darlehen in ausreichender Höhe verge-
ben kann. Um zu gewährleisten, dass die Eventualverbindlichkeit aus diesen Darlehen mit 
dem geltenden mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) und den Eigenmittelobergrenzen verein-
bar ist, sollten die von den Mitgliedstaaten bereitgestellten Garantien unwiderruflich, nicht 
an Auflagen geknüpft und unmittelbar abrufbar sein, während die Robustheit des Systems 
durch zusätzliche Sicherungen erhöht werden sollte. Im Einklang mit dem komplementären 
Charakter solcher Garantien und unbeschadet ihrer unwiderruflichen, nicht an Auflagen ge-
knüpften und unmittelbar abrufbaren Natur wird von der Kommission erwartet, dass sie den 
für Mittel für Zahlungen vorhandenen Spielraum vor Abruf der von den Mitgliedstaaten 
bereitgestellten Garantien bis zur Eigenmittelobergrenze in dem Umfang ausschöpft, wie er 
von der Kommission unter Berücksichtigung unter anderem der gesamten Eventualverbind-
lichkeiten der Union, einschließlich im Rahmen der gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
332/2002 des Rates2 eingeführten Zahlungsbilanzfazilität, als tragfähig erachtet wird. Die 
Kommission sollte die Mitgliedstaaten im Rahmen des entsprechenden Abrufs der Garan-
tien über den Umfang unterrichten, zu dem der vorhandene Spielraum ausgeschöpft wurde. 
Die Notwendigkeit der von den Mitgliedstaaten bereitgestellten Garantien kann überprüft 
werden, falls eine Einigung über eine geänderte Eigenmittelobergrenze erzielt wird. 

(10) Bei den zusätzlichen Sicherungen, die die Robustheit des Systems erhöhen sollen, sollte es 
sich um ein konservatives Finanzmanagement, eine Obergrenze für das jährliche Engage-
ment und eine ausreichende Diversifizierung des Darlehensportfolios handeln. 

Verordnung (EG) Nr. 332/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 zur Einführung einer Fazilität des mittelfristigen finanziellen Beistands zur 
Stützung der Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten (ABl. L 53 vom 23.2.2002, S. 1). 

2 
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(11) Die im Rahmen des Instruments vergebenen Darlehen sollten finanziellen Beistand im Sinne 
von Artikel 220 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 darstellen. Nach Artikel 282 
Absatz 3 Buchstabe g jener Verordnung wird Artikel 220 jener Verordnung für die im Rah-
men des Instruments vergebenen Darlehen erst ab dem Zeitpunkt der Anwendung des MFR 
für die Zeit nach 2020 gelten. Für die Anleihe- und Darlehenstransaktionen im Rahmen des 
Instruments sollten die Anforderungen in Artikel 220 Absatz 5 der Verordnung (EU, Eu-
ratom) 2018/1046 allerdings ab Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung gelten. 

(12) Damit die Eventualverbindlichkeit, die sich aus den im Rahmen dieses Instruments gewähr-
ten Darlehen ergibt, mit dem geltenden MFR und den Eigenmittelobergrenzen vereinbar ist, 
müssen prudentielle Regeln festgelegt werden, die auch die Möglichkeit einer Ablösung der 
im Namen der Union ausgegebenen Anleihen vorsehen. 

(13) Aufgrund ihrer besonderen finanziellen Auswirkungen erfordern Beschlüsse zur Gewäh-
rung eines finanziellen Beistands auf der Grundlage dieser Verordnung die Ausübung von 
Durchführungsbefugnissen, die dem Rat übertragen werden sollten. Bei der Entscheidung 
über die Höhe eines Darlehens sollte der Rat auf Vorschlag der Kommission den bestehen-
den und erwarteten Bedarf des um Beistand ersuchenden Mitgliedstaats sowie Anträge auf 
finanziellen Beistand nach dieser Verordnung, die von anderen Mitgliedstaaten bereits ein-
gereicht wurden oder noch eingereicht werden sollen, unter Beachtung der Grundsätze der 
Gleichbehandlung, der Solidarität, der Verhältnismäßigkeit und der Transparenz und unter 
uneingeschränkter Achtung der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten berücksichtigen. 

(14) In Artikel 143 Absatz 1 des Abkommens über den Austritt des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der Europäischen Atom-
gemeinschaft3 (im Folgenden "Austrittsabkommen") wird die Haftung des Vereinigten Kö-
nigreichs für dessen Anteil an den Eventualverbindlichkeiten der Union auf diejenigen 
Eventualverbindlichkeiten der Union aus Finanzoperationen beschränkt, die die Union vor 
dem Datum des Inkrafttretens des Austrittsabkommens getätigt hat. Jede Eventualverbind-
lichkeit der Union aus einem im Rahmen dieser Verordnung gewährten finanziellen Bei-
stand entstünde nach dem Datum des Inkrafttretens des Austrittsabkommens. Aus diesem 
Grund sollte sich das Vereinigte Königreich nicht am finanziellen Beistand im Rahmen die-
ser Verordnung beteiligen. 

(15) Da das Instrument zeitlich auf den Umgang mit dem COVID-19-Ausbruch begrenzt ist, 
sollte die Kommission alle sechs Monate beurteilen, ob die außergewöhnlichen Umstände, 
die Grund für die gravierenden wirtschaftlichen Störungen in den Mitgliedstaaten sind, nach 
wie vor bestehen, und dem Rat hierüber Bericht erstatten. Im Einklang mit der Rechtsgrund-
lage für die Annahme dieser Verordnung sollte kein finanzieller Beistand nach dieser Ver-
ordnung mehr bereitgestellt werden, sobald die COVID-19-Notlage überwunden ist. Zu die-
sem Zweck ist es angemessen, die Verfügbarkeit des Instruments zeitlich zu begrenzen. Der 
Rat sollte die Befugnis erhalten, den Zeitraum der Verfügbarkeit des Instruments auf Vor-
schlag der Kommission zu verlängern, wenn die außergewöhnlichen Ereignisse, die die An-
wendung dieser Verordnung rechtfertigen, weiterhin andauern. 

ABl. L 29 vom 31.1.2020, S. 7. 3 
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(16) Die Europäische Zentralbank legte ihre Stellungnahme am 8. Mai 2020 vor. 

(17) Angesichts der Folgen des COVID-19-Ausbruchs und der Notwendigkeit, diesen durch so-
fortige Maßnahmen zu begegnen, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

(1) Um die Folgen des COVID-19-Ausbruchs und die sozioökonomischen Auswirkungen einzudämmen, 
schafft diese Verordnung das Europäische Instrument zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von 
Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE), (im Folgenden "Instrument"). 

(2) In dieser Verordnung werden die Bedingungen und Verfahren festgelegt, nach denen die Union finanzi-
ellen Beistand leisten kann gegenüber einem Mitgliedstaat, der von einer durch den COVID-19-Ausbruch verur-
sachten gravierenden wirtschaftlichen Störung betroffen oder von dieser ernstlich bedroht ist, in erster Linie für 
die Finanzierung von Kurzarbeitsregelungen oder ähnlichen Maßnahmen, die auf den Schutz von Beschäftigten 
und Selbstständigen abzielen und damit Arbeitslosigkeit und Einkommensverluste verringern, sowie ergänzend 
für die Finanzierung bestimmter gesundheitsbezogener Maßnahmen, insbesondere am Arbeitsplatz. 

Artikel 2 

Komplementarität des Instruments 

Das Instrument soll die nationalen Maßnahmen der betroffenen Mitgliedstaaten ergänzen, indem die Mitglied-
staaten durch finanziellen Beistand dabei unterstützt werden, den unvermittelten und heftigen Anstieg ihrer tat-
sächlichen und möglicherweise auch ihrer geplanten öffentlichen Ausgaben zur Abmilderung der unmittelbaren 
wirtschaftlichen, sozialen und gesundheitsbezogenen Auswirkungen der durch den COVID-19-Ausbruch beding-
ten Ausnahmesituation zu bewältigen. 

Artikel 3 

Bedingungen für die Inanspruchnahme des Instruments 

(1) Ein Mitgliedstaat kann die Union um finanziellen Beistand nach dem Instrument (im Folgenden "finan-
zieller Beistand") ersuchen, wenn seine tatsächlichen und möglicherweise auch seine geplanten öffentlichen Aus-
gaben seit dem 1. Februar 2020 aufgrund nationaler Maßnahmen, die unmittelbar mit Kurzarbeitsregelungen und 
ähnlichen Maßnahmen zur Bewältigung der sozioökonomischen Auswirkungen der durch den COVID-19-Aus-
bruch bedingten Ausnahmesituation in Verbindung stehen, unvermittelt und heftig angestiegen sind. 

(2) Die begünstigten Mitgliedstaaten nutzen den finanziellen Beistand in erster Linie für ihre nationalen 
Kurzarbeitsregelungen oder ähnliche Maßnahmen sowie gegebenenfalls zur Unterstützung einschlägiger gesund-
heitsbezogener Maßnahmen. 
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Artikel 4 

Form des finanziellen Beistands 

Der finanzielle Beistand erfolgt in Form eines Darlehens, das dem betreffenden Mitgliedstaat von der Union ge-
währt wird. Zu diesem Zweck und gemäß einem nach Artikel 6 Absatz 1 gefassten Durchführungsbeschluss des 
Rates ist die Kommission befugt, zum günstigsten Zeitpunkt im Namen der Union Mittel an den Kapitalmärkten 
oder bei Finanzinstituten aufzunehmen, um die Finanzierungskosten zu optimieren und ihr Ansehen als Emittent 
der Union an den Märkten zu wahren. 

Artikel 5 

Obergrenze des finanziellen Beistands 

Der finanzielle Beistand darf für alle Mitgliedstaaten zusammengenommen nicht über 100000000000 EUR hin-
ausgehen. 

Artikel 6 

Verfahren für die Beantragung finanziellen Beistands 

(1) Der finanzielle Beistand wird durch einen auf Vorschlag der Kommission gefassten Durchführungsbe-
schluss des Rates gewährt. 

(2) Bevor die Kommission dem Rat einen solchen Vorschlag unterbreitet, konsultiert sie unverzüglich den 
betreffenden Mitgliedstaat, um sicherzugehen, dass dessen tatsächliche und möglicherweise auch geplante öffent-
liche Ausgaben unvermittelt und heftig angestiegen sind und dies unmittelbar auf Kurzarbeitsregelungen und 
ähnliche Maßnahmen sowie gegebenenfalls auf einschlägige gesundheitsbezogene Maßnahmen zurückzuführen 
ist, die der um finanziellen Beistand ersuchende Mitgliedstaat aufgrund der durch den COVID-19-Ausbruch be-
dingten Ausnahmesituation getroffen hat. Zu diesem Zweck legt der betreffende Mitgliedstaat der Kommission 
ausreichende Nachweise vor. Die Kommission vergewissert sich ferner, dass die prudentiellen Regeln gemäß 
Artikel 9 eingehalten sind. 

(3) Der in Absatz 1 genannte Durchführungsbeschluss des Rates umfasst: 

a) die Höhe des Darlehens, die maximale durchschnittliche Laufzeit, die Preisformel, die maximale 
Zahl der Tranchen, den Zeitraum der Verfügbarkeit sowie die sonstigen für die Gewährung des 
finanziellen Beistands notwendigen detaillierten Regeln; 

b) eine Beurteilung, ob der Mitgliedstaat die in Artikel 3 genannten Bedingungen einhält; und 

c) eine Beschreibung der nationalen Kurzarbeitsregelungen oder ähnlichen Maßnahmen sowie gege-
benenfalls der einschlägigen gesundheitsbezogenen Maßnahmen, für die finanzieller Beistand ge-
währt werden kann. 

(4) Bei der Annahme eines Durchführungsbeschlusses nach Absatz 1 berücksichtigt der Rat den bestehenden 
und erwarteten Bedarf des um Beistand ersuchenden Mitgliedstaats sowie die Anträge auf finanziellen Beistand 
nach dieser Verordnung, die von anderen Mitgliedstaaten bereits eingereicht wurden oder noch eingereicht wer-
den sollen, und wendet dabei die Grundsätze der Gleichbehandlung, der Solidarität, der Verhältnismäßigkeit und 
der Transparenz an. 
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Artikel 7 

Auszahlung des im Rahmen des Instruments vergebenen Darlehens 

Das im Rahmen des Instruments vergebene Darlehen (im Folgenden "Darlehen") wird in Tranchen ausgezahlt. 

Artikel 8 

Anleihe- und Darlehenstransaktionen 

(1) Die Anleihe- und Darlehenstransaktionen im Rahmen des Instruments werden in Euro abgewickelt. 

(2) Die Darlehenskonditionen werden in einer Darlehensvereinbarung zwischen dem begünstigten Mitglied-
staat und der Kommission (im Folgenden "Darlehensvereinbarung") vereinbart. Solche Vereinbarungen müssen 
die in Artikel 220 Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 genannten Bestimmungen enthalten. 

(3) Auf Antrag des begünstigten Mitgliedstaats kann die Kommission, wenn die Umstände eine Verbesse-
rung des Darlehenszinssatzes gestatten, eine Refinanzierung ihrer gesamten ursprünglichen Anleihen oder eines 
Teils derselben oder eine Neuregelung der Finanzierungsbedingungen vornehmen. 

(4) Der Wirtschafts- und Finanzausschuss ist über eine Refinanzierung oder Neuregelung nach Absatz 3 zu 
unterrichten. 

Artikel 9 

Prudentielle Regeln für das Darlehensportfolio 

(1) Der Anteil der Darlehen, die an die drei Mitgliedstaaten mit dem höchsten Darlehensanteil vergeben 
werden, darf nicht über 60 Prozent der in Artikel 5 genannten Obergrenze hinausgehen. 

(2) Die von der Union in einem Jahr zahlbaren Beträge dürfen nicht über 10 Prozent der in Artikel 5 genann-
ten Obergrenze hinausgehen. 

(3) Erforderlichenfalls kann die Kommission die im Namen der Union begebenen zugehörigen Anleihen 
durch die erneute Begebung von Anleihen ablösen. 

Artikel 10 

Verwaltung der Darlehen 

(1) Die Kommission trifft mit der Europäischen Zentralbank die für die Verwaltung der Darlehen notwendi-
gen Modalitäten. 

(2) Der begünstigte Mitgliedstaat eröffnet für die Verwaltung des erhaltenen finanziellen Beistands ein Son-
derkonto bei seiner nationalen Zentralbank. Ferner überweist er die im Rahmen der Darlehensvereinbarung fälli-
gen Tilgungs- und Zinszahlungen 20 TARGET2-Geschäftstage vor dem entsprechenden Fälligkeitstermin auf ein 
Konto bei dem Europäischen System der Zentralbanken. 
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Artikel 11 

Beiträge zu dem Instrument in Form von Garantien der Mitgliedstaaten 

(1) Die Mitgliedstaaten können zu dem Instrument beitragen, indem sie das von der Union eingegangene 
Risiko durch eine Rückgarantie absichern. 

(2) Die Beiträge der Mitgliedstaaten erfolgen in Form unwiderruflicher, nicht an Auflagen geknüpfter und 
unmittelbar abrufbarer Garantien. 

(3) Die Kommission schließt mit jedem beitragenden Mitgliedstaat eine Vereinbarung über in Absatz 2 ge-
nannte unwiderrufliche, nicht an Auflagen geknüpfte und unmittelbar abrufbare Garantien. In solchen Vereinba-
rungen werden die Zahlungsbedingungen festgelegt. 

(4) Der Abruf der von den Mitgliedstaaten bereitgestellten Garantien erfolgt anteilig zu dem in Artikel 12 
Absatz 1 genannten relativen Anteil jedes Mitgliedstaats am Bruttonationaleinkommen der Union. Kommt ein 
Mitgliedstaat einem Abruf ganz oder teilweise nicht rechtzeitig nach, so hat die Kommission das Recht, zusätzli-
che Garantien anderer Mitgliedstaaten abzurufen, um den entsprechenden Anteil des betreffenden Mitgliedstaats 
abzudecken. Solche Abrufe erfolgen anteilig zu dem in Artikel 12 Absatz 1 genannten relativen Anteil jedes der 
anderen Mitgliedstaaten am Bruttonationaleinkommen der Union und werden ohne Berücksichtigung des relati-
ven Anteils des betreffenden Mitgliedstaats angepasst. Der Mitgliedstaat, der dem Abruf nicht nachgekommen 
ist, bleibt weiterhin verpflichtet, diesem nachzukommen. Den anderen Mitgliedstaaten werden die zusätzlichen 
Beiträge aus den Beträgen, die die Kommission von dem betreffenden Mitgliedstaat beigetrieben hat, zurücker-
stattet. Die von einem Mitgliedstaat abgerufene Garantie ist unter allen Umständen auf den Gesamtbetrag der von 
diesem Mitgliedstaat im Rahmen der in Absatz 3 genannten Vereinbarung geleisteten Garantie begrenzt. 

(5) Bevor die Kommission die von den Mitgliedstaaten bereitgestellten Garantien abruft, wird von ihr nach 
eigenem Ermessen und in ihrer Verantwortung als Unionsorgan, das gemäß Artikel 317 AEUV mit der Ausfüh-
rung des Gesamthaushaltsplans der Union betraut ist, erwartet, dass sie prüft, inwieweit der bis zur Eigenmittel-
obergrenze für Mittel für Zahlungen vorhandene Spielraum in dem Umfang ausgeschöpft werden kann, wie er 
von der Kommission unter Berücksichtigung unter anderem der gesamten Eventualverbindlichkeiten der Union, 
einschließlich der gemäß Verordnung (EG) Nr. 332/2002 eingeführten Zahlungsbilanzfazilität, und der Tragfä-
higkeit des Gesamthaushaltsplans der Union als tragfähig erachtet wird. Diese Prüfung berührt nicht den Charak-
ter der unwiderruflichen, nicht an Auflagen geknüpften und unmittelbar abrufbaren Garantien, die nach Absatz 2 
bereitgestellt werden. Beim Abruf der Garantien unterrichtet die Kommission die Mitgliedstaaten über den Um-
fang, zu dem der Spielraum ausgeschöpft worden ist. 

(6) Die sich aus dem Abruf von den in Absatz 2 genannten Garantien ergebenden Beträge stellen externe 
zweckgebundene Einnahmen für das Instrument gemäß Artikel 21 Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 
2018/1046 dar. 

Artikel 12 

Verfügbarkeit des Instruments 

(1) Das Instrument steht erst zur Verfügung, wenn alle Mitgliedstaaten gemäß Artikel 11 einen Beitrag in 
Höhe von mindestens 25 Prozent der in Artikel 5 genannten Obergrenze zu dem Instrument geleistet haben und 
der relative Anteil des Beitrags eines jeden Mitgliedstaats an den Gesamtbeiträgen der Mitgliedstaaten dem rela-
tiven Anteil dieses Mitgliedstaats am Gesamtbruttonationaleinkommen der Union entspricht, wie es aus Teil A 
Tabelle 3 Spalte 1 ("Einleitung und Finanzierung des Gesamthaushaltsplans") im Einnahmenteil des Haushalts 
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für 2020 hervorgeht, der in dem am 27. November 2019 angenommenen Gesamthaushaltsplan der Union für das 
Haushaltsjahr 20204 festgelegt ist. 

(2) Die Kommission unterrichtet den Rat, sobald das Instrument zur Verfügung steht. 

(3) Der Zeitraum der Verfügbarkeit des Instruments, während dessen ein Beschluss nach Artikel 6 Absatz 1 
gefasst werden kann, endet am 31. Dezember 2022. 

(4) Wenn die Kommission in ihrem in Artikel 14 genannten Bericht zu dem Schluss kommt, dass die durch 
den COVID-19-Ausbruch verursachte gravierende wirtschaftliche Störung, die sich auf die Finanzierung von in 
Artikel 1 genannten Maßnahmen auswirkt, weiterhin besteht, kann der Rat auf Vorschlag der Kommission be-
schließen, den Zeitraum der Verfügbarkeit des Instruments jeweils um einen weiteren Zeitraum von sechs Mona-
ten zu verlängern. 

Artikel 13 

Kontrollen und Prüfungen 

(1) Die Darlehensvereinbarung enthält die notwendigen Bestimmungen über die in Artikel 220 Absatz 5 der 
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 verlangten Kontrollen und Prüfungen. 

(2) Beruht ein gemäß Artikel 3 Absatz 1 eingereichter Antrag auf finanziellen Beistand ganz oder teilweise 
auf geplanten öffentlichen Ausgaben, unterrichtet der begünstigte Mitgliedstaat die Kommission alle sechs Mo-
nate über die Ausführung dieser geplanten öffentlichen Ausgaben. 

Artikel 14 

Berichterstattung 

(1) Binnen sechs Monaten nach dem Tag, an dem das Instrument gemäß Artikel 12 verfügbar wird, und 
anschließend im Rahmen von Artikel 250 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 alle sechs Monate übermit-
telt die Kommission dem Rat, dem Europäischen Parlament, dem Wirtschafts- und Finanzausschuss und dem 
Beschäftigungsausschuss einen Bericht über die Nutzung des finanziellen Beistands, einschließlich der ausste-
henden Beträge und des geltenden Zeitplans für die Tilgung im Rahmen des Instruments, und den Fortbestand 
der außergewöhnlichen Ereignisse, die die Anwendung der vorliegenden Verordnung rechtfertigen. 

(2) Dem in Absatz 1 genannten Bericht wird, falls erforderlich, ein Vorschlag für einen Durchführungsbe-
schluss des Rates zur Verlängerung des Zeitraums der Verfügbarkeit des Instruments beigefügt. 

Artikel 15 

Anwendbarkeit 

(1) Diese Verordnung findet auf das Vereinigte Königreich oder im Vereinigten Königreich keine Anwen-
dung. 

(2) Wird in dieser Verordnung auf die Mitgliedstaaten verwiesen, so schließt dies das Vereinigte Königreich 
nicht ein. 

Endgültiger Erlass (EU, Euratom) 2020/227 des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2020 (ABl. L 57 vom 
27.2.2020, S. 1). 

4 
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Artikel 16 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 19. Mai 2020. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 

G. GRLIĆ RADMAN
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